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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp,
GE) im Juni 2022, dass in der Werbung für Motorfahrzeuge jeweils auch auf eine
alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht wird. Als Alternativen schlug die grüne
Nationalrätin den Langsamverkehr, Fahrgemeinschaften oder den öffentlichen Verkehr
vor. Begründet wurde die Initiative nicht nur mit klimapolitischen Überlegungen,
sondern auch mit Hinweisen auf die Lärmbelastung und die Luftverschmutzung, welche
durch den motorisierten Verkehr entstehen, sowie auf die Vorteile des gesünderen
Lebensstils, der mit dem Langsamverkehr einhergehe. 
Die KVF-NR befasste sich Mitte Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die Kommission
beantragte mit 16 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Für die
Kommissionsmehrheit stellten Eingriffe in die Werbefreiheit in diesem Bereich kein
zielführendes Mittel und keine staatliche Aufgabe dar. Eine Minderheit hingegen sah in
der Initiative eine Chance, das Kauf- und Konsumverhalten im Bereich der Mobilität
positiv zu beeinflussen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2021 als Erstrat über die Vorlage
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes. Die Rednerinnen und Redner
betonten in der Debatte über das Eintreten, welches von keiner Fraktion bestritten
wurde, die Relevanz des öffentlichen Verkehrs für die Mobilität der Schweizer
Bevölkerung. Es gebe jedoch einen Reformbedarf bei gewissen Punkten des Systems;
dieses solle daher durch vereinfachte Verfahren, mehr Transparenz, eine höhere
Effizienz und eine Stärkung des Service public verbessert werden, erläuterte
Kommissionssprecherin Pasquier-Eichenberger (gp, GE).
In der Detailberatung gaben vor allem zwei Punkte zu reden. Einer betraf die Umsetzung
von vier gleichlautenden parlamentarischen Initiativen, die vergünstigte ÖV-Tageskarten
für Schulklassen gefordert hatten. Die Mehrheit der KVF-NR hatte das Gesetz in
Umsetzung dieser Initiativen mit einem entsprechenden Passus ergänzt. Zu diesem
Mehrheitsantrag der Kommission gesellten sich noch zwei Minderheitsanträge. Der
erste Minderheitsantrag Bregy (mitte, VS) verlangte, dass der Bundesrat einen
Maximaltarif für diese Tageskarten definieren kann und der Bund die Mindereinnahmen,
die den Transportunternehmen durch die Vergünstigung der Tageskarten entstehen,
ausgleicht. Der zweite Minderheitsantrag Wasserfallen (fdp, BE) hingegen wollte den
ganzen Passus zu den Tageskarten streichen, da er eine «Marktverzerrung zugunsten
des bestellten öffentlichen Verkehrs» befürchtete, welche privatwirtschaftliche
Unternehmen diskriminiere. Der Nationalrat entschied sich von den drei Anträgen für
den Minderheitsantrag Bregy. 
Der zweite grössere Diskussionspunkt betraf eine von der Mehrheit der Kommission

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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eingebrachte Regelung zum Kartellrecht bei der Vertriebsinfrastruktur im Bereich des
öffentlichen Verkehrs – genannt Nova. Diese wird für den Vertrieb von Angeboten des
öffentlichen Verkehrs verwendet. Die Kommissionsmehrheit beantragte, dass das
Kartellrecht hier keine Anwendung finden solle, weil «der Vertrieb und die
Tarifgestaltung im öffentlichen Verkehr schon genügend reguliert seien», wie Kurt Fluri
(fdp, SO) für die Mehrheit erläuterte. Eine Minderheit Wasserfallen hingegen wies
darauf hin, dass auch private Unternehmen diese Plattform nutzten, weshalb es
opportun sei, diese Infrastruktur dem Kartellrecht zu unterstellen. Der
Minderheitsantrag Wasserfallen wurde auch von Verkehrsministerin Sommaruga
unterstützt, er fand jedoch im Nationalrat keine Mehrheit.
Im Übrigen folgte die grosse Kammer den Vorschlägen ihrer vorberatenden Kommission
und blieb damit im Wesentlichen auf der Linie des Bundesrats.
In der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 135 zu 53 Stimmen
zu. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion, welche einige Minderheitsanträge mitunterstützt oder gar initiiert hatte und
sich mit diesen meist nicht hatte durchsetzen können. 3

Die Reaktionen auf die Botschaft zum vierten Programm des Agglomerationsverkehrs
fielen in der FK-NR und in der KVF-NR positiv aus. Beide Kommissionen beantragten im
Frühling 2023 einstimmig, auf die Vorlage einzutreten. Die FK-NR war der Ansicht, das
vom Bundesrat präsentierte Programm entspreche dem vom Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) vorgesehenen Rahmen und erziele die
gewünschte Wirkung in den Agglomerationen. Die federführende KVF-NR befürwortete
sämtliche vorgeschlagenen Agglomerationsprogramme und beantragte zusätzlich mit 12
zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen, den Strassentunnel Moscia-Acapulco (TI) als
«integralen Bestandteil des Agglomerationsprogramms ‹Locarnese› anzuerkennen» und
den Kredit von CHF 1.6 Mrd. entsprechend um CHF 38 Mio. zu erhöhen. Zwei
Minderheiten beantragten zum einen eine Änderung bei den Abzügen vom
Bundesbeitragssatz an die Projekte und zum anderen eine Koppelung des Inkrafttretens
dieser Vorlage mit jener des Ausbauschritts 2023 der Nationalstrassen, damit
«verschiedene Projekte und Verkehrsträger [nicht] gegeneinander ausgespielt
werden».

In der Sommersession 2023 befasste sich der Nationalrat mit dem bundesrätlichen
Entwurf. Für Diskussionen gesorgt hatte in der grossen Kammer dabei erstens der von
der KVF-NR zusätzlich beantragte Strassentunnel Moscia-Acapulco im Tessin und die
dazugehörige Krediterhöhung von rund CHF 38 Mio. Während die mitberichtende FK-
NR auf diesen Tunnel verzichten wollte, stimmte der Rat für die zusätzliche
Finanzierungsbeteiligung. Zwar sei dieses Projekt «sozusagen hineingeschmuggelt» und
nicht nach dem üblichen Verfahren in das Programm aufgenommen worden, wie
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) im Rat erklärte. Da es wohl aber keine
präjudizielle Wirkung für zukünftige Projektaufnahmen entfalte, solle sich doch die
ständerätliche Kommission dieser Sache nochmals annehmen.
Zweitens diskutierte die grosse Kammer über die Höhe der Beitragszahlungen des
Bundes an die Projekte. Grundsätzlich war vorgesehen, dass sich der Bund mit
Zahlungen in der Höhe von 30 bis 45 Prozent der Gesamtkosten an den Projekten
beteiligt. Die bundesrätliche Regelung sah jedoch auch Kürzungen der Beiträge in der
vierten Generation um fünf Prozent vor, wenn in vorherigen Programmen (jenen aus der
ersten und zweiten Generation) Massnahmen in der entsprechenden Agglomeration
ungenügend umgesetzt worden waren. Eine Minderheit Pasquier-Eichenberger (gp, GE)
wollte auf solche Bestrafungen (in den Regionen Burgdorf, Chablais, Chur, Grand
Genève, Réseau Urbain Neuchâtelois und Agglo Y) verzichten und den Kredit
entsprechend um CHF 35 Mio. erhöhen, damit die Projekte schnell realisiert werden
könnten. Die Kommissionsmehrheit wollte mit dieser Massnahme hingegen
sicherstellen, dass die Mittel zukünftig effektiv eingesetzt werden. Die Kürzungen
fänden dort statt, wo die «Verzögerungen auf ein Selbstverschulden der Trägerschaft
zurückzuführen» seien, erklärte Kurt Fluri. Der Rat folgte in diesem Anliegen ebenfalls
der Mehrheit und behielt die Kürzungen bei. 
Drittens beriet der Nationalrat einen Minderheitsantrag Wasserfallen (fdp, BE) zur
Koppelung der Vorlage mit jener zum Ausbauschritt 2023 der Nationalstrassen.
Wasserfallen wollte im Namen der FDP-Fraktion eine solche Verbindung vornehmen, da
die beiden Vorlagen als Gesamtsystem betrachtet werden müssten. Die Gegenseite warf
der Fraktion hingegen vor, das Agglomerationsprogramm in «Geiselhaft» zu nehmen,
um dem umstrittenen Ausbau der Nationalstrassen unter die Arme zu greifen, wie etwa
Barbara Schaffner (glp, ZH) kritisierte. Die Verknüpfung der beiden Vorlagen wurde
schliesslich mit 109 zu 87 Stimmen abgelehnt, wobei die geschlossen stimmende SVP-

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2023
MARCO ACKERMANN
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Fraktion zusammen mit Teilen der FDP- und der Mitte-Fraktionen erfolglos für eine
Verknüpfung votierten. 
Zum Schluss stellte sich die grosse Kammer klar hinter die Vorlage: Einstimmig mit 196
Stimmen und ohne Enthaltungen erteilte der Nationalrat den rund 1200 Massnahmen in
32 Agglomerationen im Umfang von CHF 1.6 Mrd. grünes Licht. Die finanziellen Mittel
zur Beteiligung des Bundes an diesen Projekten stammten aus dem entsprechenden
Topf der zweckgebundenen Mineralölsteuer (NAF). Verkehrsminister Albert Rösti zeigte
sich im Rat zufrieden und bezeichnete die Agglomerationsprogramme als
«zukunftsgerichtete Verkehrspolitik, denn sie berücksichtigen alle Verkehrsträger, vom
Auto über Bus, Tram, Velo letztlich bis hin zum Zu-Fuss-Gehen». Das Geschäft ging
damit mit einer Anpassung am bundesrätlichen Entwurf (dem Strassentunnel Moscia-
Acapulco) an den Ständerat. 4

1) Medienmitteilung KVF-NR vom 18.10.22
2) AB NR, 2023, S. 530 ff.
3) AB NR 2021, S. 2192 ff.
4) AB NR, 2023, S. 1114 ff.; AB NR, 2023, S. 1123; Medienmitteilung FK-NR vom 31.3.23; Medienmitteilung KVF-NR vom 21.3.23
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